Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr.: Finanzhilfe für Schleswig-Holstein. 

Der Bundestag wolle beschließen : 

Das politische und soziale Gefüge Sowie das Wirtschaftsleben Schleswi g- 
Holsteins sind derart bedroht, daß nur noch umfassende Hilfsmaßnah- 
mendes Bundes die Gefahr eines Zusammenbruchs abwenden können. 
Die Finanzkraft des Landes reicht nicht aus, um selbst die dringlichsten 
Landesausgaben zu decken und den Kassenbedarf zu sichern. 

Die Bundesregierung wird deshalb ersucht, unverzüglich den Entwurf 
eines Nothilfegesetzes für Schleswig-Holstein vorzulegen, das 

1. den Finanzbedarf der Rechnungsjahre 1949 und 1950 sichert, 

2. die ungewöhnliche Arbeitslosigkeit entscheidend verringert, 

3. dem Lande ermöglicht, seine besonderen kulturellen Aufgaben als 
Grenzgebiet zu erfüllen. 

In dem Nothilfe gesetz sind folgende Maßnahmen vorzusehen: 

1. Ab 1. Januar 1950 ist zum Haushalt des Landes Schleswig-Holstein 
außerhalb des Finanzausgleichs ein Zuschuß von 10 Millionen DM 
monatlich zu gewähren. 

2. Innerhalb des Arbeitsbeschaffungsprogramms ist für Schleswig- 
Holstein ein Betrag von 160 Millionen DM bereitzustellen. 

3. Für den Wohnungsbau sind langfristige Kredite zu niedrigem 
Zinssatz in Höhe von 150 Millionen DM vorzusehen. 

4. Für Küstenschutz, zur Besiedlung wüster und auslaufender Hofe 
sowie zur Durchführung von Ansiedlungsplänen in der Landwirt- 
schaft werden 60 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 


Bonn, den 17. Februar 1950 


Ollenhauer und Fraktion 
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